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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Änderung des Anwendungserlasses zur Abgabenordnung zu §§ 89 
und 89a 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat mit Schreiben vom 26. Juni 2024 
den AEAO zu §§ 89 und 89a geändert sowie das BMF-Schreiben vom 5. Oktober 
2006 - IV B 4 - S 1341 - 38/06 - (BStBl I S. 594) aufgehoben. 

Hintergrund 

Das deutsche Recht sieht seit dem Jahr 2021 in § 89a der Abgabenordnung eine 
nationale Rechtsgrundlage für Vorabverständigungsverfahren vor. Deren 
Auslegung und Anwendung konkretisiert dieser neue Anwendungserlass. Mit der 
Veröffentlichung wird das Merkblatt zu Vorabverständigungsverfahren vom 5. 
Oktober 2006 aufgehoben. 

Inhalt des Schreibens 

1. Eröffnung des Vorabverständigungsverfahrens 
2. Inhalt und Umfang des Antrags 
3. Abschluss oder anderweitige Beendigung des 

Vorabverständigungsverfahrens 
4. Bindungswirkung der Vorabverständigungsvereinbarung 
5. Widerruf 
6. Geltungszeitraum und Roll Back 
7. Gebühren 

Weiterhin hat das BMF in Nr. 3.5.4. des AEAO zu § 89 folgenden Absatz 
eingefügt: 

„Verbindliche Auskünfte sollen ferner nicht erteilt werden, wenn für den 
maßgeblichen Sachverhalt auch ein Vorabverständigungsverfahren nach § 89a 
AO in Betracht kommt, insbesondere wenn Verrechnungspreise oder 
Betriebsstättengewinnabgrenzungen Gegenstand der beantragten verbindlichen 
Auskunft sind.“ 

Anwendung 

Der neue AEAO zu § 89a gilt für alle Vorabverständigungsverfahren, deren 
Anträge nach dem 8. Juni 2021 bei der zuständigen Behörde eingegangen sind 
(vgl. Artikel 97 § 34 Satz 1 EGAO). Der neue Absatz 2 der Nr. 3.5.4. des AEAO 
zu § 89 gilt für alle verbindlichen Auskünfte, die nach dem 8. Juni 2021 bei der 
zuständigen Behörde beantragt wurden. 

Das BMF-Schreiben vom 5.10.2006 - IV B 4 - S 1341 - 38/06 -, BStBl I S. 594 
("Merkblatt für bilaterale oder multilaterale Vorabverständigungsverfahren auf der 
Grundlage der Doppelbesteuerungsabkommen zur Erteilung verbindlicher 
Vorabzusagen über Verrechnungspreise zwischen international verbundenen 
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Unternehmen (sog. "Advance Pricing Agreements" - APAs)"), wird mit sofortiger 
Wirkung aufgehoben. Auf bereits anhängige Vorabverständigungsverfahren, 
deren Anträge bis zum 8.6.2021 bei der zuständigen Behörde eingegangen sind, 
ist es weiterhin anzuwenden. 

Hinweis 

Siehe zu dem Thema auch den Newsflash unserer TP-Experten. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 26. Juni 2024, IV B 5 - S 1305/19/10003 :008. 

  

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/244055/tp-perspectives-newsflash-1.-juli-2024/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/AO-Anwendungserlass/2024-06-26-aenderung-aeao-89-89a.pdf?__blob=publicationFile&v=5
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 4. Juli 2024 

 
 
Der Körperschaftsteuerfestsetzung kommt gemäß § 10d Abs. 4 
Satz 4 des Einkommensteuergesetzes i.V.m. § 8 Abs. 9 Satz 8 
Halbsatz 2 KStG Bindungswirkung zu. Auf § 8 Abs. 9 Satz 8 
Halbsatz 1 KStG beruhende Feststellungsbescheide sind daher 
hinsichtlich der Höhe des verbleibenden negativen Gesamtbetrags 
der Einkünfte und dessen Zuordnung zu den Sparten im Sinne des 
§ 8 Abs. 9 Satz 1 und 3 Halbsatz 1 KStG einer gerichtlichen 
Überprüfung auf ihre materielle Richtigkeit hin entzogen. Die 
Gleichartigkeit im Sinne von § 8 Abs. 9 Satz 3 Halbsatz 1 KStG ist 
tätigkeitsbezogen auszulegen, so dass die Voraussetzungen von § 
4 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 und 3 KStG ohne Bedeutung sind. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
Die Art und Weise, in der der Steuerpflichtige seine 
Aufzeichnungen geführt hat, ist eine Tatsache im Sinne des § 173 
Abs. 1 Nr. 1 der Abgabenordnung (AO). Dies gilt im Fall der 
Einnahmenüberschussrechnung nicht nur für Aufzeichnungen über 
den Wareneingang gemäß § 143 AO, sondern ebenso für sonstige 
Aufzeichnungen und die übrige Belegsammlung. 
  
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 030/24. 
 
 
 
 
 
 
 
Einem beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer fließen 
Einnahmen aus Tantiemeforderungen gegen seine 
Kapitalgesellschaft bereits bei Fälligkeit zu (Bestätigung der 
ständigen Rechtsprechung). Fällig wird der Tantiemeanspruch mit 
der Feststellung des Jahresabschlusses, sofern die 
Vertragsparteien nicht zivilrechtlich wirksam und fremdüblich eine 
andere Fälligkeit im Anstellungsvertrag vereinbart haben. 
Tantiemeforderungen, die in den festgestellten Jahresabschlüssen 
nicht ausgewiesen sind, fließen dem beherrschenden 
Gesellschafter-Geschäftsführer nicht zu, auch wenn eine 
dahingehende Verbindlichkeit nach den Grundsätzen 
ordnungsgemäßer Buchführung in den (festgestellten) 
Jahresabschlüssen hätte gebildet werden müssen (a.A. Schreiben 
des Bundesministeriums der Finanzen vom 12.05.2014, BStBl I 
2014, 860). 
Zum Urteil 
 

Urteil V R 51/20: 
Spartenrechnung im 
Sinne des § 8 Abs. 9 
des Körperschaft-
steuergesetzes (KStG) 
 
 
 
 
 
 
14. März 2024 
 

Urteil III R 14/22: 
Korrektur 
bestandskräftiger 
Bescheide nach 
Außenprüfung 
 
 
 
 
 
 
6. Mai 2024 
 

 

 
Urteil VI R 20/22: 
Zufluss nicht 
ausgezahlter 
Tantiemen bei 
beherrschendem 
Gesellschafter-
Geschäftsführer 
 
 
 
 
5. Juni 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410114/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410115/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/korrektur-bestandskraeftiger-steuerbescheide-nach-aussenpruefung/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410116/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil IX R 21/22: Anspruch auf Akteneinsicht nach bestandskräftiger 
Veranlagung; Auskunftsanspruch nach Art. 15 DSGVO 
7. Mai 2024 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Verfassungsmäßigkeit der Verlustverrechnungsbeschränkung für 
Termingeschäfte 
Bei der im Aussetzungsverfahren nach § 69 Abs. 3 der Finanzgerichtsordnung 
gebotenen summarischen Prüfung ist die Verlustverrechnungsbeschränkung für 
Termingeschäfte gemäß § 20 Abs. 6 Satz 5 i.d.F. des Jahressteuergesetzes 2020 
vom 21.12.2020 (BGBl I 2020, 3096) nicht mit Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes 
vereinbar. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Beschluss 
entschieden. 
Sachverhalt 
Die Antragsteller, die unbeschränkt steuerpflichtig sind und für das Jahr 2021 
(Streitjahr) zusammen zur Einkommensteuer veranlagt werden, wenden sich 
gegen die Verlustverrechnungsbeschränkung bei Termingeschäften gemäß § 20 
Abs. 6 Satz 5 des Einkommensteuergesetzes (EStG) i.d.F. des 
Jahressteuergesetzes 2020 vom 21.12.2020 (BGBl I 2020, 3096) --JStG 2020--. 
Sie halten die Regelung für verfassungswidrig. 
Die Antragsteller, die unbeschränkt steuerpflichtig sind und für das Jahr 2021 
(Streitjahr) zusammen zur Einkommensteuer veranlagt werden, wenden sich 
gegen die Verlustverrechnungsbeschränkung bei Termingeschäften gemäß § 20 
Abs. 6 Satz 5 des Einkommensteuergesetzes (EStG) i.d.F. des 
Jahressteuergesetzes 2020 vom 21.12.2020 (BGBl I 2020, 3096) -JStG 2020-. 
Sie halten die Regelung für verfassungswidrig. 
Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz gab dem AdV-Antrag wegen erheblicher 
verfassungsrechtlicher Bedenken an der Vereinbarkeit der Beschränkung der 
Verlustverrechnung gemäß § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG i.d.F. des JStG 2020 mit Art. 
3 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) statt. Die Rechtmäßigkeit des angefochtenen 
Einkommensteuerbescheids für das Streitjahr sei ernstlich zweifelhaft. 
Entscheidung des BFH  
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Beschwerde als unbegründet zurückgewiesen. 
Das Finanzgericht hat den angefochtenen Einkommensteuerbescheid für das 
Streitjahr zu Recht von der Vollziehung ausgesetzt. Der BFH hält die 
Verlustverrechnungsbeschränkung für Termingeschäfte gemäß § 20 Abs. 6 Satz 
5 EStG i.d.F. des JStG 2020 bei summarischer Prüfung für nicht mit Art. 3 Abs. 1 
GG vereinbar. 
§ 20 Abs. 6 Satz 5 EStG bewirkt eine doppelte Ungleichbehandlung von 
Steuerpflichtigen, die Verluste aus Termingeschäften erzielen. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410117/
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Der besondere Verrechnungskreis für Verluste aus Termingeschäften führt zu 
einer Ungleichbehandlung von Steuerpflichtigen, je nachdem, ob diese Verluste 
aus Termingeschäften oder aus anderen Kapitalanlagen erzielt haben. 
Innerhalb des besonderen Verrechnungskreises für Verluste aus 
Termingeschäften kommt es darüber hinaus zu einer Ungleichbehandlung der 
vom Steuerpflichtigen erzielten Gewinne und Verluste aus Termingeschäften. 
Der BFH vermag in der Einführung des weiteren Verlustverrechnungskreises in § 
20 Abs. 6 Satz 5 EStG keinen Systemwechsel des Gesetzgebers weg von dem 
nach wie vor in § 20 Abs. 6 Satz 2 EStG geregelten Grundprinzip der 
Gleichbehandlung positiver und negativer Kapitalerträge innerhalb der nach dem 
gesonderten Tarif zu besteuernden Kapitalerträge zu erkennen. 
Bei summarischer Prüfung ist diese doppelte Ungleichbehandlung sachlich nicht 
durch ausreichend tragfähige Gründe gerechtfertigt. 
Fundstelle 
BFH, Beschluss vom 7. Juni 2024 (VIII B 113/23 (AdV)), veröffentlicht am 27. 
Juni 2024. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
Parkhaus als erbschaftsteuerrechtlich nicht begünstigtes 
Verwaltungsvermögen 
Mit einem aktuellen Urteil hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, dass ein 
Parkhaus in der Erbschaftsteuer nicht begünstigt ist. 
Sachverhalt 
Der Kläger war testamentarisch eingesetzter Alleinerbe seines im Jahr 2018 
verstorbenen Vaters, des Erblassers. Zum Erbe gehörte ein mit einem Parkhaus 
bebautes Grundstück. Der Erblasser hatte das Parkhaus als Einzelunternehmen 
ursprünglich selbst betrieben und ab dem Jahr 2000 dann unbefristet an den 
Kläger verpachtet. 
Das Finanzamt stellte den Wert des Betriebsvermögens fest. Dabei behandelte 
es das Parkhaus als sogenanntes Verwaltungsvermögen, das bei der 
Erbschaftsteuer nicht begünstigt ist. 
Entscheidung des BFH 
Das Finanzgericht Köln und der BFH schlossen sich dieser Auffassung an. 
Nach dem Urteil des BFH wird Betriebsvermögen bei der Erbschaftsteuer 
grundsätzlich privilegiert. Das gilt allerdings nicht für bestimmte Gegenstände des 
gesetzlich so bezeichneten Verwaltungsvermögens. 
Darunter fallen dem Grunde nach auch „Dritten zur Nutzung überlassene 
Grundstücke“. Diese können im Rahmen der Erbschaftsteuer zwar auch 
begünstigt sein, etwa wenn –wie im Streitfall– der Erblasser seinen ursprünglich 
selbst betriebenen Gewerbebetrieb unbefristet verpachtet und den Pächter 
testamentarisch als Erben einsetzt. Eine Ausnahme besteht dabei jedoch für 
solche Betriebe, die schon vor der Verpachtung nicht die Voraussetzungen der 
erbschaftsteuerrechtlichen Privilegierung erfüllt haben. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410113/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/244057/constitutionality-of-the-loss-set-off-restriction-for-forward-transactions/
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Dies ist bei einem Parkhaus der Fall. Denn die dort verfügbaren Parkplätze als 
Teile des Parkhausgrundstücks wurden schon durch den Erblasser als damaligen 
Betreiber an die Autofahrer –und somit an Dritte– zur Nutzung überlassen. 
Zudem handelt es sich dabei auch nicht um die Überlassung von Wohnungen, die 
der Gesetzgeber wiederum aus Gründen des Gemeinwohls für die 
Erbschaftsteuer privilegiert hat. 
Keine Rolle spielt auch, ob zu der Überlassung der Parkplätze weitere 
gewerbliche Leistungen wie beispielsweise eine Ein- und Ausfahrtkontrolle und 
eine Entgeltzahlungsdienstleistung hinzukommen. Darauf stellt das 
Erbschaftsteuergesetz nicht ab. 
Der BFH sah darin auch keine verfassungswidrige Ungleichbehandlung im 
Verhältnis zu anderen Grundstücksüberlassungen, wie zum Beispiel im Rahmen 
des Absatzes eigener Erzeugnisse durch einen Brauereibetrieb oder im 
Zusammenhang mit einer land- und forstwirtschaftlicher Betriebstätigkeit. Denn 
dass der Gesetzgeber solche Betriebe –wie auch die erwähnten 
Wohnungsunternehmen– als förderungswürdig ansah, ist von seinem weiten 
Entscheidungsspielraum gedeckt. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 28. Februar 2024 (II R 27/21), veröffentlicht am 27. Juni 2024, 
vgl. die Pressemitteilung 029/24. 
 

Business Meldungen 
 
Der PwC EU Public Country-by-Country Reporting Tracker ist live 
  
Verfolgen Sie die Entwicklungen rund um das EU Public Country-by-Country 
Reporting (pCbCR) in den einzelnen EU-Mitgliedstaaten. 
 
Der Tracker bietet einen detaillierten Überblick über die nationalen Umsetzungen 
der EU-Richtlinie in den einzelnen Mitgliedstaaten, einschließlich der spezifischen 
Berichts- und Einreichungsanforderungen sowie der verfügbaren Ausnahmen und 
Aufschübe, die oft von der EU-Richtlinie abweichen. 
 
Der Tracker ist speziell dafür konzipiert, Steuerteams dabei zu unterstützen, die 
komplexen Regelungen zu durchdringen und fundierte Entscheidungen zu treffen. 
 
Hier geht es zum EU pCbCR Tracker. 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410109/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/parkhaus-als-erbschaftsteuerrechtlich-nicht-beguenstigtes-verwaltungsvermoegen/
https://www.pwc.com/gx/en/services/tax/eu-pcbcr-reporting-tracker.html
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Terminplaner 
  
Digital Breakfast – Pillar 2 Power 
Platform 
Webinar, 16.7.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/digital-breakfast
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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